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Vorwort 

Eine frühere Fassung der Arbeit wurde im Sommersemester 2001 von der Juri-
stischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Habilitati-
onsschrift angenommen. Die Untersuchung wurde sodann mit Blick auf die 
Schuldrechtsreform gründlich überarbeitet und der - sich zurzeit noch völlig im 
Fluss befindlichen - neuen Rechtslage angepasst. Das Manuskript wurde am 15. 
Februar 2002 abgeschlossen. Die spätere Entwicklung der Diskussion über die 
Auslegung der Vorschriften des reformierten Schuldrechts konnte nicht mehr 
berücksichtigt werden. 

Meinem hochverehrten akademischen Lehrer, Herrn Professor Dr. Dr. h.c. 
mult. Gerhard Schricker, schulde ich großen Dank. Er hat meine berufliche Ent-
wicklung stets gefördert und mir während meiner Zeit am Lehrstuhl für ge-
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht und am Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht alle 
Freiheiten gelassen, diese Arbeit anzufertigen. Vor allem aber hat er in mir das 
Verständnis für die engen Zusammenhänge zwischen zivilrechtlicher Rechts-
dogmatik und gewerblichem Rechtsschutz und Urheberrecht geweckt. Zum 
Dank für die genossene Förderung und aus Respekt vor seinem akademischen 
Vorbild widme ich ihm dieses Werk. 

Herrn Professor Dr. Helmut Köhler gebührt mein Dank für die zügige Er-
stellung des Zweitgutachtens. Er hat mir in der letzten Phase der Arbeit den 
Ansporn gegeben, die Herausforderung der Schuldrechtsmodernisierung anzu-
nehmen und die Untersuchung aus diesem Blickwinkel heraus noch einmal um-
fassend zu überarbeiten. 

Weiterhin geht mein besonderer Dank an die heutigen bzw. früheren Mitar-
beiter des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Patent-, 
Urheber- und Wettbewerbsrecht, allen voran an Eva Bastian, Bettina Goldmann 
und Ansgar Ohly sowie an Annette Kur, Thomas Dreier, Gisbert Hohagen und 
Daniele Schiuma. Die freundliche Atmosphäre am Institut, die zahlreichen an-
regenden Gespräche und die von allen geteilte Begeisterung für den gewerb-
lichen Rechtsschutz und das Urheberrecht gaben mir stets Ansporn, die Arbeit 
fortzuführen. Persönliche Freundschaften sind hier begründet und vertieft wor-
den. 

Meinen Eltern und Joachim Schulz, die an der Arbeit stets großen Anteil ge-
nommen haben und die die mühselige Aufgabe der Durchsicht des Manuskripts 
auf sich genommen haben, sei ebenfalls gedankt. Ganz besonders herzlichen 
Dank für das entgegengebrachte Verständnis und Vertrauen schulde ich schließ-
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lieh Kathleen Ernst. Sie und ihr Verständnis haben ganz entscheidend zum Ge-
lingen der Arbeit beigetragen. 

München, den 15. Februar 2002 Maximilian Haedicke 
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Einleitung 

5 1. Problemstellung und Zielsetzungen, Themenabgrenzung, 
Methodendiskussion, Gang der Untersuchung 

A. Problemstellung und Zielsetzungen 

Dem B G B liegt ein Wirtschaftsmodell zugrunde, das auf das vorindustrielle, 
agrarisch-handwerklich geprägte 19. Jahrhundert zurückgeht.1 Diesen histori-
schen Wurzeln des Bürgerlichen Gesetzbuchs entspricht es, dass sich das Kauf-
recht auch noch nach der grundlegenden Schuldrechtsmodernisierung des Jah-
res 2002 in erster Linie am Leitbild der Veräußerung körperlicher Gegenstände 
orientiert. Mit erheblich geringerer Ausführlichkeit regelt das Gesetz daneben 
auch den Kauf von Rechten und neuerdings auch von sonstigen Gegenständen. 
War der Verkauf von Forderungen und sonstigen Rechten vor der Schuldrechts-
reform einer vergleichsweise ausführlichen eigenständigen Regelung unterwor-
fen,2 so verweist § 453 Abs. 1 B G B heute für den Rechtskauf pauschal auf die 
Vorschriften über den Kauf von Sachen und gebietet deren entsprechende An-
wendung. Dazu, wie die entsprechende Anwendung dieser Vorschriften im Ein-
zelnen ausgestaltet zu sein hat, schweigt das Gesetz. 

Als wichtige Neuregelung gebietet § 453 Abs. 1 B G B nun die entsprechende 
Anwendung der Vorschriften über den Kauf von Sachen auf den Kauf sonstiger 
Gegenstände. Blieben Veräußerungsgeschäfte über solche weder als Sachen noch 

1 Vgl. hierzu Staudinger-Köhler, Vorbem zu §433 ff. Rn. 9; Esser/Wcyers § 2 II (S. 5 ff.). S. 
auch Wieacker, Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsgesetzbücher und die Entwick-
lung der modernen Gesellschaft, in: ders. (Hrsg.), Industriegesellschaft und Privatrechtsord-
nung, S. 9, 12 ff.; ders., Privatrechtsgeschichte der Neuzeit, S. 479 ff.; zu den wirtschaftlichen 
Ordnungsproblemen des Privatrechts im 19. Jahrhundert s. auch Going, Europäisches Privat-
recht, Bd. II, S. 89 ff. 

2 Dies galt jedenfalls für den Kauf von solchen sonstigen Rechten, die zum Besitz einer Sa-
che berechtigen. Vgl. §§ 433 Abs. 1 S. 2, 435, 436, 437 Abs. 2, 439 Abs. 2, 441, 451 B G B a.E, die 
jeweils ausdrücklich oder implizit nur die Veräußerung von solchen Rechten regelten, die zum 
Besitz einer Sache berechtigen. Für die gegenständliche Ebene der Güterübertragung ergibt 
sich auch noch nach der Schuldrechtsreform ein ähnliches Bild: Insbesondere in den §§398 ff. 
B G B wird beinahe ausschließlich auf den Forderungskauf abgestellt, wogegen die Veräußerung 
sonstiger Rechte den Vorschriften über die Forderungszession durch § 413 B G B nur als Annex 
angefügt wird. 



2 Einleitung 

als Rechte qualifizierbare Wirtschaftsgüter3 bis zur Schuldrechtsreform vom 
Gesetz beinahe vollständig unbeachtet, so finden sie heute in § 453 Abs. 1 B G B 
Erwähnung. Allerdings enthält das Gesetz keine ausdrücklichen Hinweise dar-
auf, auf welche Formen sonstiger Gegenstände die Vorschriften des Sachkaufs 
anwendbar sind und welche Modifikationen gegebenenfalls geboten sind. 

Die ökonomischen und gesellschaftlichen Realitäten des beginnenden 
21. Jahrhunderts stehen in offenem Widerspruch zur geringen Aufmerksamkeit, 
die das B G B - auch noch nach der Schuldrechtsmodernisierung - dieser Art von 
Verkehrsgeschäften widmet. Trotz ihrer nur marginalen gesetzlichen Beachtung 
hat die Veräußerung von nicht sachbezogenen Rechten vielfältigster Form sowie 
von nicht subjektivrechtlich erfassten sonstigen Gegenständen im heutigen 
Wirtschaftsleben eine kaum zu überschätzende tatsächliche Bedeutung. 

Aus dem großen Kreis der Rechte und der nicht subjektivrechtlich geschütz-
ten werthaften Güter kommt den Immaterialgüterrechten sowie den vielfältigen 
informationellen Inhalten, wie Ideen, Know-how 4 und neuerdings auch Soft-
ware-, Musik-, Text- oder Videodateien, ein besonderer wirtschaftlicher sowie 
gesellschaftlicher Wert zu. Die Anwendung kaufrechtlicher Normen auf Ver-
kehrsgeschäfte über solche Rechtsobjekte stößt allerdings auf erhebliche 
Schwierigkeiten. Ungeklärt ist nicht nur, welche der genannten unkörperlichen 
Güter als Veräußerungsgegenstände in Betracht kommen. Fraglich ist vor allem 
auch, ob das bürgerlich-rechtliche Kaufrecht hier zu einem sinnvollen Interes-
senausgleich zwischen den Vertragsparteien führt und ein passendes Regime der 
Gewährleistungshaftung bereithält. Unklarheiten bestehen hierbei nicht nur im 
Lizenzvertragsrecht; sie ergeben sich vielmehr ganz allgemein bei Veräuße-
rungsverträgen über Immaterialgüterrechte sowie über nicht subjektivrechtlich 
erfasste werthafte Güter informationellen Inhalts. 

Das Ziel der vorliegenden Untersuchung besteht in erster Linie darin, Verträ-
ge über die Veräußerung von Immaterialgüterrechten sowie solche über den 
Verkauf von diesen ähnlichen, jedoch subjektivrechtlich nicht erfassten sonsti-
gen unkörperlichen Gegenständen in das bürgerlich-rechtliche System das 
Kaufrechts zu integrieren, so wie es sich nach der Schuldrechtsmodernisierung 
darstellt. Auf diese Weise soll ein Beitrag zur Schaffung einer rechtssicheren und 
systematisch kohärenten rechtlichen Grundlage für Verkehrsgeschäfte geleistet 
werden, die unkörperliche Güter zum Gegenstand haben. Besonderes Gewicht 
wird dabei der Ausgestaltung des Haftungsregimes und damit der Einfügung 
von Veräußerungen unkörperlicher Gegenstände in die novellierte kaufrechtli-
che Gewährleistungsordnung beigemessen. Der Grund für diese Schwerpunkt-
setzung besteht darin, dass es sich bei der Mängelhaftung um die praktisch wohl 

3 Zum Begriff des »sonstigen Gegenstands« s. näher § 6 D. 
4 Zur Frage nach der Qualifizierbarkeit des Know-how als subjektives Recht vgl. ausführ-

lich unten § 18 A III. 
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bedeutsamste Frage des Kaufrechts handelt. Außerdem erscheint eine Untersu-
chung der Gewährleistung bei der Veräußerung unkörperlicher Gegenstände 
auch vor der Hintergrund der Schuldrechtsmodernisierung als geboten. Denn 
da das kaufrechtliche Haftungsregime grundlegend umgestaltet worden ist, 
stellt sich die Frage, wie sich die Verkäuferhaftung für Mängel unkörperlicher 
Gegenstände nach der neuen Rechtslage im Einzelnen darstellt. E in wesentliches 
Ziel der vorliegenden Arbeit besteht darin, die Verweisungsnorm des § 453 Abs. 
1 B G B mit Inhalt zu füllen: Dabei sind Umfang und Grenzen der Anwendbar-
keit des Rechts des Sachkaufs auf die Veräußerung von Rechten und sonstigen 
Gegenständen im Einzelnen zu erörtern. 

Es liegt auf der Hand, dass eine Untersuchung des jüngst modernisierten 
Kaufrechts nicht ohne eine Gegenüberstellung zur bisherigen Rechtslage aus-
kommen kann. Dies gilt bei der Untersuchung des Rechtskaufs ganz besonders 
deshalb, weil der Gesetzgeber mit der Schuldrechtsmodernisierung in diesem 
Bereich - anders als beim Sachkauf - keine grundlegenden Wandlungen der bis-
herigen Rechtslage beabsichtigte, sondern vielmehr sogar betont hat, dass die 
Neuregelung des § 453 Abs. 1 B G B n.F. im Einklang mit dem geltenden Recht 
stehe.5 Die vorliegende Arbeit wird deshalb auch die bisherige rechtliche Be-
handlung von Rechtskauf und Rechtsmängelhaftung in die Betrachtung mit ein-
schließen. N u r auf dieser Grundlage kann beurteilt werden, ob und auf welche 
Weise diese Grundsätze auch im modernisierten Schuldrecht Bestand haben. 

Auch wenn die vorgelegte Untersuchung im Wesentlichen auf Immaterial-
güterrechte, sonstige Gegenstände informationellen Gehalts sowie auf Forde-
rungen eingeht, soll darüber hinausgehend gleichzeitig ein allgemeiner Beitrag 
zur Frage der Anwendung des Bürgerlichen Gesetzbuchs in seiner durch das 
Schuldrechtsmodernisierungsgesetz reformierten Gestalt auf unkörperliche 
Wertgegenstände vorgelegt werden. Dabei wird insbesondere zu überdenken 
sein, inwieweit die bis heute fortbestehende pandektistische Zweiteilung der 
Vermögensgegenstände in Sachen und Rechte den gesteigerten Verkehrsbedürf-
nissen des modernen Wirtschaftslebens noch gerecht werden kann, das Umsatz-
geschäfte über verschiedenste Arten von Wertobjekten kennt. Im Sinne Franz 
Wieackers6 soll deshalb versucht werden, einen Beitrag zu einem Recht der Ver-
mögenszuordnung und Zuordnungsänderung zu leisten, dessen Anwendungs-
bereich nicht nur Sachen und Rechte, sondern Vermögensgegenstände schlecht-
hin erfasst. 

5 Begründung, S. 242. 
6 Wieacker, Zum System des deutschen Vermögensrechts, passim, sowie insbes. a.a.O. 

S. 34 ff.; s. dazu auch die Entgegnung von H. Lange, AcP 147 (1941), 290 ff.; zur Struktur der 
Vermögensrechtsordnung und der Unterscheidung von Zuordnungs- und Umgestaltungebene 
vgl. aus neuerer Zeit Berger, Rechtsgeschäftliche Verfügungsbeschränkungen, S. 12 ff.; vgl. auch 
ähnlich Walz, KritV 1986, 131, 163, wonach das Sachenrecht der Spezialfall eines umfassenden 
Vermögensrechts sei, an dessen Entwicklung uns die Versteinerung der dogmatischen Tradition 
nicht hindern solle. Walz betont demgemäß, dass auch die Entwicklung eines Rechtssystems 
der Zuordnung von »Nicht-Sachen« Aufgabe der Rechtsordnung sei. 
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B . T h e m e n a b g r e n z u n g 

I. Immaterialgüterrechte, Forderungen, sonstige Güter informationellen 
Gehalts 

Das moderne Wirtschaftsleben hat eine große Zahl von unkörperlichen Gütern 
hervorgebracht, die durch entgeltliche Umsatzgeschäfte unterschiedlichster 
Ausprägung verwertet werden. Die Formen veräußerbarer nichtsächlicher Ver-
kehrsgegenstände reichen dabei von Forderungen und Immaterialgüterrechten 
über Gesellschaftsanteile und Kapitalmarktpapiere bis zu Unternehmen und 
Arztpraxen. 7 Entsprechend der Vielgestaltigkeit dieser Güter und der Unter-
schiedlichkeit der mit der Veräußerung verfolgten wirtschaftlichen Ziele reicht 
die Spannweite der Verwertungsverträge von klassischen Forderungskaufverträ-
gen und Wechseldiskontierungen über bankrechtliche Finanzierungsgeschäfte 
bis hin zu modernen multifunktionalen Vertragstypen wie dem Factoring. 

Eine gemeinsame Behandlung dieser unterschiedlichen Veräußerungsverträge 
über ganz verschiedene Güter innerhalb einer einzelnen Untersuchung erscheint 
allerdings angesichts der Komplexität der jeweiligen hiermit verbundenen Fra-
gestellungen8 weder möglich noch sinnvoll. Aus dem Kreis der unterschiedli-
chen Formen unkörperlicher Gegenstände greift die vorliegende Arbeit deshalb 
die Immaterialgüterrechte als eine wirtschaftlich äußerst bedeutsame F o r m ver-
kehrsfähiger Rechte sowie die diesen ähnlichen sonstigen Gegenstände informa-
tionellen Gehalts heraus. Innerhalb der Gruppe der Immaterialgüterrechte wird 
dabei im Wesentlichen nur auf Urheberrechte, Patente und Marken eingegan-
gen. Denn bei diesen handelt es sich um die wichtigsten Gegenstände des ge-
werblichen Rechtsschutzes und Urheberrechts, an die sich die rechtliche Be-
handlung anderer Schutzobjekte anlehnt. 

Da allerdings das Recht der Veräußerung der genannten Güter in das System 
des Kaufrechts eingebettet werden soll, kann die Untersuchung nicht vollstän-
dig auf diese Art von Rechtsobjekten beschränkt werden. Den Ausgangspunkt 
für die Themenabgrenzung bildet die Erwägung, dass das Gesetz ursprünglich 
den Rechtskauf weitgehend anhand des Leitbilds der Veräußerung von Rechten, 
die zum Besitz einer Sache berechtigen, sowie in geringerem Maße anhand des 
Forderungskaufs ausgestaltet hatte. Da diese dogmatischen Wurzeln bis heute 

7 Vgl. hierzu die Übersichten bei MüKo-H.P.Westermann, §433 Rn. 7 ff.; Soergel-Huber, 
§ 433 Rn. 47 ff.; Staudinger-Köhler, § 433 Rn. 46 ff. 

8 Vgl. nur die bis heute nicht abgeschlossene und kaum mehr zu überblickende Diskussion 
über die Haftung bei der Veräußerung von Gesellschaftsanteilen bzw. von gesamten Unterneh-
men. Siehe hierzu grundlegend Canaris, ZGR 1982, 395 ff.; ders. Handelsrecht, § 8 (S. 177 ff.); 
Grunewald, ZGR 1981, 623 ff.; Huber, ZGR 1972, 395 ff. Sehr komplex ist auch die Diskussion 
über die zutreffende rechtliche Erfassung des Factoring. Vgl. hierzu z.B. Canaris, NJW 1981, 
249ff.; ders., NJW 1981, 1347ff.; ders., in: Larenz/Canaris, Schuldrecht II/l, §65 (S. 84ff.); 
Martinek, Moderne Vertragstypen, Bd. I, S. 242ff.; Sertck, NJW 1981, 794ff.; ders., NJW 1981, 
1715. Durch die Schuldrechtsmodernisierung sind weitere Fragen hinzugetreten, die hier nicht 
vertieft werden sollen. 
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fortwirken, sind diese Formen von Veräußerungsgegenständen ebenfalls in den 
Themenbereich der vorliegenden Untersuchung einzubeziehen. Die Untersu-
chung ist darüber hinaus auch auf die Rechtsmängelhaftung beim Sachkauf aus-
zudehnen: Die Rechtsmängelhaftung beim Rechtskauf bestimmt sich aufgrund 
der Verweisungsnorm des § 453 Abs. 1 B G B nach den Vorschriften der §§ 435 ff. 
B G B , die im Zentrum der Regelungen über den Kauf von Sachen stehen. 
Gleichwohl liegt der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit auf der Untersu-
chung der Veräußerung und Gewährleistungshaftung bei Forderungen, Imma-
terialgüterrechten und sonstigen Gegenständen informationellen Gehalts. An-
dere Veräußerungsobjekte wie insbesondere die Sachen werden daneben nur in-
soweit mitbehandelt, als dies geboten ist, um einen Vergleich zu den hier in 
erster Linie interessierenden Verkaufsgütern ziehen zu können. 

II. Kaufrechtliches Kausalgeschäft, insbesondere die Mängelgewährleistung 

Die vorliegende Untersuchung versteht sich nicht als ein Handbuch des Rechts-
kaufs oder gar des Lizenzvertragsrechts. Eine Erörterung sämtlicher im Zusam-
menhang mit der Veräußerung von Immaterialgüterrechten und sonstiger Ge-
genstände auftretenden Fragestellungen ist weder möglich noch geboten. Dem 
Anliegen entsprechend, schuldrechtliche Verträge über die Veräußerung von 
Immaterialgüterrechten und sonstigen Gegenständen in weiterem Maße als bis-
her in die bürgerlich-rechtliche Kaufrechtsordnung und insbesondere in das re-
formierte Schuldrecht einzubinden, liegt der Schwerpunkt der vorliegenden Ar-
beit auf der strukturellen Erfassung dieser Güter als Kaufgegenstände. Vor allem 
sollen dabei allgemeine Grundsätze der Mängelhaftung bei der Veräußerung un-
körperlicher Gegenstände unter der Geltung des neuen Kaufrechts entwickelt 
werden. Sonstige Probleme, die die Anwendung des modernisierten Kaufrechts 
in den hier zu untersuchenden Veräußerungsverträgen mit sich bringt, werden 
dagegen nur erörtert, sofern dies insbesondere für die Betrachtung der Mängel-
haftung als erforderlich erscheint. 

Bei der hier vorgelegten Abhandlung handelt es sich um eine kaufrechtliche, 
nicht dagegen um eine immaterialgüter- oder persönlichkeitsrechtliche Untersu-
chung. Da das Gesetz den Kaufvertrag als einen von der dinglichen Ebene unab-
hängigen schuldrechtlichen Vertrag ausgestaltet hat, steht die Untersuchung des 
kaufrechtlichen Kausalverhältnisses der Veräußerung von Immaterialgüterrech-
ten, sonstigen Gegenständen und Forderungen im Mittelpunkt dieser Abhand-
lung. Eine Erörterung der grundsätzlichen Veräußerlichkeit unkörperlicher Ge-
genstände, wie insbesondere die Behandlung der äußerst umstrittenen Frage 
nach der Ubertragbarkeit von Persönlichkeitsrechten, ist dagegen nicht be-
zweckt.9 Den Ausgangspunkt der hier vorgelegten kaufrechtlichen Betrachtung 

9 Vgl. hierzu Gotting, Persönlichkeitsrechte als Vermögensrechte, passim; s. auch Ohly, Vo-
lenti non fit iniuria, passim, sowie Peifer, Individualität im Zivilrecht, passim; vgl. weiter aus 
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bildet die dieser Diskussion nachgelagerte Erkenntnis, dass ein bestimmtes 
werthaftes unkörperliches Gut dem Grunde nach als veräußerungsfähig aner-
kannt ist. Es ist durchaus vorstellbar, dass eines Tages die rechtliche Uberzeu-
gung vorherrschen könnte, dass Persönlichkeitsrechte als mit gegenständlicher 
Wirkung veräußerbare Vermögens- bzw. Immaterialgüterrechte anzuerkennen 
sind10 und deshalb dem Erwerber nicht nur im Wege der Einwilligung, sondern 
auch durch weitergehende Rechtsübertragungen überlassen werden können.1 1 

In diesem Fall können die in dieser Untersuchung entwickelten Überlegungen 
als Wegweiser für die rechtliche Ausgestaltung der Veräußerung derartiger Per-
sönlichkeitsdetails herangezogen werden. Dagegen wird die grundsätzliche Fra-
ge nach der Veräußerlichkeit von Persönlichkeitsrechten hier nicht aufgeworfen. 

Zum inhaltlichen Kern der vorliegenden kaufrechtlichen Untersuchung zählt 
somit weder die Frage nach dem »ob« der Veräußerlichkeit unterschiedlicher 
Formen unkörperlicher Gegenstände, noch die Beurteilung des »wie« der Ver-
äußerung unkörperlicher Güter auf der gegenständlichen Ebene 1 2 . Ziel der vor-
liegenden Arbeit ist es somit nicht, eigenständige Lösungsansätze zu den Moda-
litäten der Übertragung immaterieller Güter zu entwickeln. Gleichwohl wäre 
eine völlige Ausblendung der gegenständlichen Ebene der Güterübertragung 
weder möglich noch sinnvoll. Die Ausgestaltung des Kaufvertrags ist von der 
Struktur der jeweiligen Veräußerungsobjekte und vom Grad ihrer Verkehrsfä-
higkeit abhängig. Kann eine Rechtsposition wie das Urheberrecht grundsätzlich 
nicht umfassend unter Lebenden übertragen werden, oder bezwecken die Par-
teien - wie bei der Marken- oder Patentlizenz - lediglich eine zeitlich bzw. in-
haltlich beschränkte Rechtsübertragung, so hat dies nachhaltige Auswirkungen 
auch auf die Ausgestaltung des jeweiligen schuldrechtlichen Verpflichtungsver-
trags. Deshalb kann sich die Abhandlung nicht streng auf die Betrachtung des 
schuldrechtlichen Rechtsverhältnisses beschränken. Statt dessen sind die dog-
matischen Strukturen der Übertragung immaterieller Kaufgegenstände für die 
vorliegende Arbeit insoweit von Relevanz, als sie die Ausgestaltung des Kausal-
geschäfts beeinflussen. 

jüngerer Zeit Ulimann, AfP 1999, 209; Forkel, Zur Fortentwicklung unseres Lizenzrechts, in: 
Festschrift für Kraft, S. 85 ff.; ders., NJW 1993, 3181; Peukert, ZUM 2000, 710 ff.; Freitag, Die 
Kommerzialisierung von Darbietung und Persönlichkeit des ausübenden Künstlers, passim; 
vgl. auch B G H GRUR 1987, 128 - Nena. 

10 Vgl. zumindest wohl ansatzweise in diese Richtung gehend B G H JZ 2000,1056 - Marlene 
Dietrich, wo der B G H erstmals den Erben Schadensersatz wegen postmortaler Verletzungen 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts gewährt und diesem daher die Funktion des durch den 
Erben wahrnehmbaren Schutzes auch kommerzielle Interessen zuschreibt. Vgl. die kritische 
Anm. von Schuck, a.a.O., S. 1060, der vor der Gefahr warnt, dass aus diesem Urteil künftig die 
Existenz eines verfügbaren Persönlichkeits-Immaterialgüterrechts abgeleitet wird. 

11 Vgl. hierzu ausführlich Ohly, Volenti non fit iniuria, passim. 
12 Hierin unterscheidet sich die vorliegende Untersuchung grundlegend von Forkel, Gebun-

dene Rechtsübertragungen, der im Wesentlichen nicht die schuldrechtliche, sondern die gegen-
ständliche Ebene von Rechtsübertragungen an immateriellen Gütern thematisiert. 
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C . D i e E inb indung der Immater ia lgüterrechtsveräußerung 
in das Kaufrecht als M e t h o d e der Rechts for tb i ldung 

I. Die Entwicklung eines sonderprivatrechtlichen »Immaterialgüterschuld-
rechts« als alternativer Ansatz der Rechtsfortbildung 

Das Recht der immaterialgüterrechtlichen Veräußerungsgeschäfte sowie dasje-
nige der Übertragung sonstiger Gegenstände ist im Wesentlichen durch Kaute-
larjurisprudenz und -praxis geprägt.13 Es besteht die Notwendigkeit einer Syste-
matisierung dieses Rechtsstoffes, da nur auf diese Weise dem Bedürfnis nach 
Rechtssicherheit hinreichend Rechnung getragen werden kann. Soweit es das -
auch noch nach der Schuldrechtsmodernisierung lückenhafte - Regelungsnetz 
des B G B zulässt, werden zu diesem Zweck im Rahmen der vorliegenden Unter-
suchung diesbezügliche Verträge in das modernisierte Schuldrecht und dabei 
insbesondere in das Kaufrecht integriert. Die dieser Vorgehensweise zugrunde 
liegende These, dass für die Ausgestaltung des Rechtsverkehrs der unkörper-
lichen Gegenstände auf die Grundsätze des B G B zurückzugreifen ist, bedarf ei-
ner näheren Rechtfertigung. Denn als Alternative zu dem hier eingeschlagenen 
Weg käme die Entwicklung eines vom B G B weitgehend unabhängigen Sonder-
privatrechts der Veräußerung unkörperlicher Gegenstände in Betracht. Hiermit 
könnte der allgemeinen gesetzgeberischen Tendenz Rechnung getragen werden, 
das Immaterialgüterrecht in Spezialgesetzen zu regeln und als eine vom B G B 
weitgehend losgelöste Rechtsmaterie zu behandeln.1 4 

Dass sich die Veräußerung von Forderungen nach den kaufrechtlichen Vor-
schriften des B G B richtet, liegt auf der Hand und bedarf keiner näheren Begrün-
dung. Ein wesentlicher inhaltlicher Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit liegt 

13 Vgl. etwa die Einschätzung von Reimer-frrcst Reimer, PatG, § 9, Anm. 44, wonach ange-
sichts der gänzlich ungeklärten Voraussetzungen der Mängelhaftung und weil die ganze Mate-
rie der Haftung für Rechts- und Sachmängel so schwierig und in vielfacher Hinsicht so umstrit-
ten sei, es vorzuziehen sei, die Rechts- und Sachmängelhaftung möglichst eingehend im Veräu-
ßerungs- bzw. Lizenzvertrag zu regeln. Vgl. auch Lindenmaier, GRUR 1959, 507, 507 ff., der 
für die Fälle der Haftung des Patentinhabers bei Veräußerung des Patents und Lizenzbestellung 
die Beurteilung des Sachverhalts nach Treu und Glauben als am sachgerechtesten ansieht. 

14 Immaterialgüterrechtliche Vorschriften wurden auch in jüngerer Zeit durch Schaffung 
oder Änderung immaterialgüterrechtlicher Sondergesetze in die Rechtsordnung integriert. 
Wichtige Beispiele hierfür sind das MarkenG aus dem Jahr 1994 sowie die einzelnen urheber-
rechtlichen EG-Richtlinien und die Änderungen des UrhG, die im Zuge der Umsetzung dieser 
Richtlinien erfolgt sind. Vgl. auch das Gesetz zur Stärkung der vertraglichen Stellung von Ur-
hebern und ausübenden Künstlern, BGBl. I 2002, S. 1155. Dieses schafft ein detailliertes Urhe-
bervertragsrecht im Wege der Änderung des UrhG, führt aber nicht zu einer weiter gehenden 
Integrierung des Urhebervertragsrechts in das BGB. Keines der genannten Gesetze hat eine 
nachhaltige Änderung der schuldrechtlichen Komponenten des Lizenzvertragsrechts zum Ge-
genstand, so dass die Frage der Vereinbarkeit der Regelungen mit dem BGB nicht zur Debatte 
stand. Vgl. z.B. §§ 27 ff. MarkenG, die weitgehend nur die gegenständliche Seite des Lizenzver-
trags zum Gegenstand haben. 



8 Einleitung 

allerdings gerade darin, die Anwendbarkeit der kaufrechtlichen N o r m e n des 
BGB auf die Veräußerung von Immaterialgüterrechten und sonstigen unkörper-
lichen Gegenständen zu erörtern. Diese Form von Verkehrsgeschäften ist im 
BGB allerdings nur ansatzweise geregelt. Angesichts des wenig konkreten Rege-
lungsinhalts von § 453 Abs. 1 BGB liegt kein unmittelbarer gesetzlicher Rechts-
anwendungsbefehl vor. Statt dessen ist insbesondere das Immaterialgüterrecht 
überwiegend in eigenständigen Spezialgesetzen und damit außerhalb des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs niedergelegt. Zwar behandeln die bedeutsamsten imma-
terialgüterrechtlichen Spezialgesetze wie das PatG, das U r h G und das MarkenG 
die schuldrechtlichen Beziehungen zwischen Rechtsinhaber und Verwerter nur 
fragmentarisch und haben vorwiegend die auf der gegenständlichen Ebene lie-
genden Fragen der Ubertragbarkeit der jeweiligen Schutzposition im Auge. 
Dennoch finden sich auch verschiedentlich spezialgesetzliche Regelungen über 
die schuldrechtliche Ausge-staltung entsprechender Verwertungsverträge.15 N a -
mentlich der Verlagsvertrag als eine besondere Form der urheberrechtlichen 
Nutzungsrechtseinräumung ist durch das VerlG erfasst und weitgehend unab-
hängig vom BGB geregelt. Methodisch käme daher als Alternative zum Rück-
griff auf die kaufrechtlichen Grundsätze des BGB durchaus die Entwicklung ei-
nes - vom BGB weitgehend unabhängigen - Sonderprivatrechts der unkörper-
lichen Gegenstände im Sinne eines »Immaterialgüterschuldrechts« in Betracht. 
Dieses könnte sich an den fragmentarischen schuldrechtlichen Vorschriften der 
einzelnen Immaterialgüterrechtsgesetze sowie insbesondere an denjenigen des 
VerlG orientieren. Besonders kennzeichnend für ein solches unabhängiges Im-
materialgüterschuldrecht wäre ein eigenständiges, an den spezialgesetzlichen 
Vorgaben orientiertes Haftungsregime. Dieses würde anstelle der Leistungsstö-
rungs- oder Gewährleistungsvorschriften des BGB im Falle der Nicht- oder 
Schlechterfüllung immaterialgüterrechtlicher Veräußerungsverträge eingreifen. 

II. Das BGB als vermögensrechtliche Kodifikation mit umfassendem 
Regelungsanspruch 

Den Ausgangspunkt für die Beantwortung der Frage, ob und inwieweit eine In-
tegration von Verwertungsverträgen, die Immaterialgüterrechte und sonstige 
Gegenstände zum Gegenstand haben, in die Ordnung des bürgerlichen Rechts 
gerechtfertigt ist, bildet der kodifikatorische Regelungsanspruch des BGB. Die 
Redaktoren des BGB verfolgten die Absicht, die im BGB geregelte Materie 

15 Insbesondere in den §§31 ff. U r h G finden sich auch verschiedene Regelungen über die 
Ausgestaltung des - der urheberrechtlichen Nutzungsrechtseinräumung zugrunde liegenden -
Rechtsverhältnisses; vgl. z.B. §31 AbS.4 UrhG, der Verpflichtungen zur Einräumung von 
Nutzungsrechten unter bestimmten Voraussetzungen für unwirksam erklärt; s. auch §§41 f. 
UrhG. 
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grundsätzlich abschließend zu behandeln.16 Dabei zählte das Immaterialgüter-
recht jedoch gerade nicht zu den Themen, die in dieser Kodifikation umfassend 
behandelt werden sollten. Vielmehr wurde der Kreis der Bereiche, die im Rah-
men des allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Vermögensrechts geregelt werden 
sollten, im Wesentlichen mit Blick auf die wirtschaftlichen Bedürfnissen des 
Bürgertums im 19. Jahrhunderts definiert. Namentlich die Übertragung und 
Verwertung von Gütern, die wie Forderungen, Grundpfandrechte oder beweg-
liche bzw. unbewegliche Sachen das damalige wirtschaftliche Leben entschei-
dend prägten und gleichzeitig in den Traditionen des Pandektenrechts verankert 
waren, sollten vom B G B erfasst werden.17 Immaterialgüter und sonstige unkör-
perliche Gegenstände dagegen standen gerade nicht in der Pandektentradition; 
auch war diese Art von Verkehrsobjekten für die Wirtschaftsbürger des 19. Jahr-
hunderts von nur sehr untergeordneter Bedeutung.18 Die weitgehende Aus-
klammerung dieser Güter aus dem B G B war keineswegs rein zufälliger Natur; 
sie entsprach vielmehr dem ursprünglichen Kodifikationsplan des BGB-Gesetz -
gebers. 

Anders stellt sich die Situation dagegen für den intendierten Anwendungsbe-
reich des Schuld- und insbesondere des Kaufrechts dar. Namentlich das Kauf-
recht war bereits zur Zeit der Schaffung des B G B von einem umfassenden kodi-
fikatorischen Regelungsansatz getragen. Schon aus dem weiten Begriff der von 
§§ 433 ff. B G B a.F. erfassten »Rechte«, mit dessen Hilfe eine große Zahl unter-
schiedlicher Formen werthafter Güter unter die vergleichsweise detaillierten 
Regelungen des Rechtskaufs gefasst werden können, wird der weite Geltungs-
anspruch der diesbezüglichen bürgerlich-rechtlichen Regelungen deutlich. Für 
die Veräußerung nicht subjektivrechtlich geschützter Gegenstände stellte der 
Gesetzgeber demgegenüber zwar keine ausdrücklichen Regelungen bereit; 
gleichzeitig schloss er aber Kaufverträge über solche Güter auch nicht aus.19 

16 Zu den historischen Grundlagen des B G B als Kodifikationsgesetz vgl. Wieacker, Privat-
rechtsgeschichte der Neuzeit, S. 475; ders., Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsge-
setzbücher und die Entwicklung der modernen Gesellschaft, in: ders., Industriegesellschaft und 
Privatrechtsordnung, S. 9, 10 ff.; ders., Aufstieg, Blüte und Krisis der Kodifikationsidee, in: 
Festschrift für Boehmer, S.34, 46 ff.; Karsten Schmidt, Die Zukunft der Kodifikationsidee, 
S. 32 ff.; Coing, Europäisches Privatrecht, Bd. II, S. 16 ff. Vgl. zum heute nicht mehr vertretenen 
Anspruch auf Lückenlosigkeit von Kodifikationen grundlegend Thibault, der von einer Kodi-
fikation verlangte, sie müsse »materiell vollkommen und erschöpfend« sein, in: Thibault, Uber 
die Notwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für Deutschland, 1814, S. 12 f., in: 
Hattenhauer (Hrsg.), Thibault und Savigny - Ihre programmatischen Schriften, 1973, S. 67. 
Kritisch zum - heute allgemein als überholt geltenden - Dogma der Lückenlosigkeit z.B. Kar-
sten Schmidt, a.a.O., S. 17 ff. m.w.N. 

17 Zur Entwicklung der abstrakten Forderung als Verkehrserleichterung (zunächst nur für 
den neuen Gläubiger), vgl. Luig, Zession und Abstraktionsprinzip, in: Coing/Wilhelm (Hrsg.), 
Wissenschaft und Kodifikation, Bd. II, S. 112, 122; Stadler, Gestaltungsfreiheit, S. 68 ff. 

18 Zur Entwicklung der Immaterialgüter als Rechtsgegenstände vgl. ausführlich unten § 2. 
19 So ausdrücklich Prot. II S. 51, wonach auch andere Werte als Sachen und Rechte Gegen-

stand eines Kaufs sein könnten und die Fassung des Entwurfs des B G B dies auch nicht aus-
schließe. 
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Grund für das Schweigen des Gesetzes war die Erwägung, dass diesbezügliche 
gesetzliche Regelungen nicht nötig seien, da solche Veräußerungsverträge nach 
»Treu und Glauben und unter Berücksichtigung der Verkehrssitte« behandelt 
werden könnten2 0 , so dass eine eigenständige gesetzliche Normierung als nicht 
erforderlich angesehen wurde. Im Umkehrschluß folgt hieraus, dass der histori-
sche Gesetzgeber nicht gezögert hätte, entsprechende Normierungen in das Ge-
setz aufzunehmen, wenn er hierfür eine Notwendigkeit erblickt hätte. Auch der-
artige unkörperliche Gegenstände waren somit zumindest im Grundsatz vom 
kaufrechtlichen Regelungsplan des Gesetzgebers erfasst. Die Anwendung der 
im B G B niedergelegten kaufrechtlichen Prinzipien auf die Veräußerung solcher 
Güter läuft somit den Absichten des historischen Gesetzgebers nicht entgegen, 
da dieser das Kaufrecht auf grundsätzlich sämtliche wirtschaftliche bedeutsamen 
Veräußerungsverträge, ungeachtet der Beschaffenheit der jeweiligen Güter, er-
strecken wollte. 

Gesetzessystematisch wird der im Regelungsplan des B G B angelegte weite 
Geltungsanspruch des Kaufrechts insbesondere durch die Einführung des Tren-
nungs- und Abstraktionsprinzips verdeutlicht: Diese Prinzipien verwirklichen 
eine weitgehende konzeptionelle Unabhängigkeit des Schuldrechts von der je-
weiligen rechtlichen Ausgestaltung des gegenständlichen Zuordnungswechsels. 
Sie schaffen somit ein abstraktes Schuldrecht, das unabhängig vom Verkehrsge-
genstand Anwendung finden kann. Hieraus geht hervor, dass der historische 
Gesetzgeber die Anwendung der kaufrechtlichen Vorschriften grundsätzlich 
auch für solche Gegenstände postulierte oder jedenfalls nicht ausschloss, die im 
B G B keine ausführliche Regelung gefunden hatten. 

Insgesamt ergibt sich somit, dass aus dem umfassenden kodifikatorischen Re-
gelungsanspruch des bürgerlich-rechtlichen Schuldrechts eine - für den Geset-
zesanwender verbindliche - Vermutung zugunsten der Anwendbarkeit kauf-
rechtlicher Grundsätze auch auf die Veräußerung von Immaterialgüterrechten 
und sonstigen Gegenständen abzuleiten ist. 

III. Die systembildende Funktion des BGB 

Bedeutsamer noch als die Frage, ob und inwieweit sich der Kodifikationswille 
des historischen Gesetzgebers über die im B G B ausdrücklich geregelten Rechts-
gegenstände hinaus auf den Rechtsverkehr mit weiteren Formen unkörperlicher 
Güter erstreckt, ist ein Blick auf die Systematik des B G B . Es stellt sich die Frage 
nach der inhaltlichen Berechtigung und dogmatischen Folgerichtigkeit einer - in 
der vorliegenden Arbeit angestrebten - Rückführung des Rechts der Veräuße-
rung unkörperlicher Gegenstände auf die Grundsätze des BGB-Kaufrechts . 

20 Vgl. hierzu Prot. II S. 51 sowie unten § 2 E III 4. 
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Angesichts der zentralen Stellung des BGB als grundlegender Kodifikation 
des Vermögensrechts kommt den in diesem Gesetz enthaltenen Normen und 
Grundsätzen nachhaltige ordnende und systembildende Kraft zu.21 Das BGB 
stellt den »rechtssystematischen Brennpunkt«22 für eine einheitliche vermö-
gensrechtliche Systembildung im Privatrecht dar.23 Die Erstreckung der im 
BGB enthaltenen Grundsätze auf andere Rechtsbereiche ermöglicht es, Fallkon-
stellationen, die sich außerhalb des unmittelbaren Anwendungsbereichs des 
BGB befinden, mit gleichgelagerten, im bürgerlichen Recht unmittelbar verwur-
zelten Sachverhalten gleich zu behandeln. Das in diesem Bestreben zum Aus-
druck kommende Systemdenken24 hat die Folgerichtigkeit der Rechtsfortbil-
dung zum Ziel. Es soll das Prinzip der Einheit der Rechtsordnung verwirkli-
chen25 und damit auch dem Gedanken der Gerechtigkeit zur Geltung verhelfen, 
der im Grundsatz der Gleichbehandlung gleichgelagerter Sachverhalte zum 
Ausdruck kommt26. 

Aus dem umfassenden, systembildenden Geltungsanspruch des bürgerlich-
rechtlichen Vermögensrechts lassen sich wichtige Schlussfolgerungen für das 
Verhältnis zwischen dem BGB und den Sondergebieten bzw. »Sonderprivat-
rechten« ziehen, die sich - wie beispielsweise das Immaterialgüterrecht - vom 
BGB abgespaltet haben und auf einen engen Realbereich zugeschnitten sind.27 

Der Bedeutung des BGB als rechtssystematischer Brennpunkt des Vermögens-
rechts entspricht es, für Fragen, die allgemein - und nicht nur in dem spezifi-
schen, sonderprivatrechtlich geregelten Teilbereich - auftreten, auf die Grund-
sätze des allgemeinen Zivilrechts zurückzugreifen. Die unterschiedliche Be-
handlung gleichgelagerter Fälle allein aufgrund der Tatsache, dass sie in einem 
Sonderbereich auftreten, würde dem - dem Gleichbehandlungsgrundsatz imma-

21 So insbesondere Karsten Schmidt, Die Z u k u n f t der Kodifikationsidee, S. 39. 
22 Diese Formul ierung wird - wenngleich auch mit leicht abgewandeltem Bedeutungsgehalt 

- übe rnommen von Karsten Schmidt, Die Z u k u n f t der Kodifikationsidee, S. 48 f. 
23 Insoweit hat die Kodifikationsidee auch in der heutigen Zeit ihre Berechtigung. Vgl. dazu 

Karsten Schmidt, Die Z u k u n f t der Kodifikationsidee, passim. Zur Diskussion über die Bedeu-
tung von Kodif ikat ionen vgl. Kühler, JZ 1969, 645, 646 ff.; Wieacker, Aufstieg, Blüte und Krisis 
der Kodifikationsidee, in: Festschrift fü r Boehmer, 34, 46 ff. 

24 S. hierzu grundlegend Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jur isprudenz, 
passim. 

25 Vgl. hierzu grundlegend Engisch, Einheit der Rechtsordnung, 1935, passim, sowie Cana-
ris, Systemdenken und Systembegriff in der Jur isprudenz, S. 16. 

26 Z u m Gerechtigkeitsgehalt des Systemdenkens vgl. Canaris, Systemdenken und System-
begriff in der Jur isprudenz, S. 13 ff.; zur Bedeutung der Gleichheit fü r eine gerechte Rechtsge-
winnung vgl. F. Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, S. 339 ff.; Canaris, Die 
Bedeutung der iustitia distributiva im deutschen Vertragsrecht, passim; zur Bedeutung des 
Gleichheitssatzes zur Lückenfeststellung und -fül lung vgl. ders., Die Feststellung von Lücken 
im Gesetz, S. 71 ff. 

27 Zu Begriff und Theorie der Sonderprivatrechte vgl. umfassend F. Bydlinski, System und 
Prinzipien des Privatrechts, S. 415ff.; Zöllner, AcP 188 (1983), 85, 90 ff.; vgl. auch Medicus, All-
gemeiner Teil, Rn. 13 ff. 


